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97. Öffentliche Bekanntmachung der 3.Satzung zur Änderung der Hauptsat-
zung der Gemeinde Saerbeck vom 09.12.2021 

 
 
Aufgrund von § 7 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 41 Abs. 1 Satz 2 Bstb. f der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW 1994, 
S. 666 ff.), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29.09.2020 (GV NRW, S.916.), hat der Rat der 
Gemeinde Saerbeck am 09.12.2021 mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen An-
zahl der Mitglieder des Rates die folgende 3. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung vom 
03.11.2009, zuletzt geändert durch 2.Satzung zur Änderung der Hauptsatzung vom 13.12.2018, 
beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
In § 9 Abs. 5 der Hauptsatzung wird der Passus „werden gemäß § 46 Abs. 2 Satz 2 GO NRW 
sämtliche Ausschüsse ausgenommen.“ ersetzt durch: 
 
„werden gemäß § 46 Abs. 2 Satz 2 GO NRW folgende Ausschüsse ausgenommen: 
• Haupt- und Finanzausschuss 
• Planungs-, Bau-, Umwelt- und Klimaausschuss 
• Jugend-, Schul- und Sportausschuss 
• Familien-, Sozial-, Senioren- und Kulturausschuss 
• Rechnungsprüfungsausschuss 
• Wahlprüfungsausschuss 
• Wahlausschuss“ 
 

Artikel 2 
 
Die 3.Satzungsänderung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Saerbeck, 24.02.2022     Gemeinde Saerbeck 

Der Bürgermeister 
        gez. Dr. Lehberg 
 
I. Bestätigung 
 
Gem. § 2 Abs. 3 der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommunalem Orts-
recht (Bekanntmachungsverordnung – BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV. NW S. 516) zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 05. November 2015 (GV. NRW. S. 741) wird hiermit bestätigt, 
dass der Wortlaut der 3.Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Gemeinde Saerbeck vom 
09.12.2021 mit dem Ratsbeschluss vom 09.12.2021 übereinstimmt und dass nach § 2 Abs. 1 
und 2 der Bekanntmachungsverordnung verfahren worden ist.  
 
 
Saerbeck, 24.02.2022     Gemeinde Saerbeck 

Der Bürgermeister 
        gez. Dr. Lehberg 
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II. Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) gegen Satzungen, sonstige 
ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf von sechs Monaten seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn: 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel an-
gibt. 

 
 
Saerbeck, 24.02.2022     Gemeinde Saerbeck 

Der Bürgermeister 
        gez. Dr. Lehberg 
 
        Kreis Steinfurt 13/2022/97 
 

 

98. Allgemeinverfügung zur Bestimmung des Fahrwegs für die Beförderung 
von gefährlichen Gütern nach § 35a Abs. 3 der Gefahrgutverordnung 
Straße, Eisenbahn und Binnenschifffahrt im Bereich des Kreises Stein-
furt 

 
 
Gemäß § 35a Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit § 35b der Verordnung über die innerstaatliche 
und grenzüberschreitende Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße, mit Eisenbahnen und 
auf Binnengewässern (Gefahrgutverordnung Straße, Eisenbahn und Binnenschifffahrt -GGV-
SEB-) in der jeweils geltenden Fassung wird hiermit bestimmt: 
 

1 Anwendungsbereich 

Diese Allgemeinverfügung gilt für 

 entzündbare Gase der Klasse 2 nach § 35b Tabelle lfd. Nr. 2 GGVSEB und 

 entzündbare flüssige Stoffe der Klasse 3 nach § 35b Tabelle lfd. Nr. 4 GGVSEB. 

 

2 Fahrweg 

2.1 Allgemeines 

Fahrweg sind die zu dem Positivnetz nach Nummer 2.2 zählenden Straßen und, soweit erfor-
derlich, die sonstigen geeigneten Straßen nach Nummer 2.4. 
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Ausgeschlossen als Fahrweg sind Straßen des Negativnetzes nach Nummer 2.3. 

 

2.2 Positivnetz  

Zum Positivnetz zählen  

- die in der Anlage 1 aufgeführten Straßen  

in der jeweils gültigen Fassung. 

 

2.3 Negativnetz  

Zum Negativnetz zählen 

- die in der Anlage 2 aufgeführten Straßen 

in der jeweils gültigen Fassung. 

Unberührt bleiben die mit dem Zeichen 261 StVO oder mit anderen Fahrverbotszeichen nach 
StVO gekennzeichneten Straßen.  

  

2.4 Fahrweg außerhalb des Positivnetzes  

Soweit der Be- oder Entladeort auf Strecken des Positivnetzes nicht erreicht werden kann, soll 
der Fahrweg über den kürzesten geeigneten Fahrweg führen. Hierbei sind möglichst Vorfahrt-
straßen zu benutzen. Innerhalb des Negativnetzes ist eine Einzelfahrwegregelung bei der zu-
ständigen Straßenverkehrsbehörde einzuholen. 

Ist der Beförderer bzw. der Fahrzeugführer über die Eignung dieser Straße im Zweifel, muss die 
zuständige Straßenverkehrsbehörde befragt werden. 

 

2.5 Autohöfe 

Soweit Autohöfe auf Strecken des Positivnetzes nicht erreicht werden können, soll der Fahrweg 
über den kürzesten geeigneten Fahrweg führen. Hierbei sind möglichst Vorfahrtstraßen zu be-
nutzen. Innerhalb des Negativnetzes bedarf es keiner Einzelfahrwegregelung durch die zustän-
dige Straßenverkehrsbehörde. 

 

3 Benutzung des Fahrweges 

Nach § 35a Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2 GGVSEB sind grundsätzlich die Autobahnen zu 
benutzen. Für die Fahrt von dem Beladeort zu der dem Beladeort nächstgelegenen Autobahn-
Anschlussstelle sowie von der dem Entladeort nächstgelegenen Autobahn-Anschlussstelle zu 
dem Entladeort sind grundsätzlich die Straßen des Positivnetzes (Nummer 2.2) zu benutzen. 
Dabei gilt der Grundsatz, dass der kürzeste geeignete Fahrweg zu benutzen ist. 

Soweit geschlossene Ortschaften über Umgehungsstraßen umfahren werden können, sind 
diese zu benutzen. 

 

4 Beschreibung des Fahrwegs für den Fahrzeugführer 

4.1 Beschreibung des Fahrweges 
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Der Beförderer hat den Fahrweg nach dieser Allgemeinverfügung, z.B. durch farbliche Kenn-
zeichnung in geeigneten Straßenkarten oder durch eine Auflistung der Straßen, in der Reihen-
folge ihrer Benutzung, schriftlich zu beschreiben.  

 

4.2 Mitführungspflicht 

Der Fahrzeugführer ist durch den Beförderer in die Allgemeinverfügung und den Gebrauch der 
Fahrwegbeschreibung vor jeder Beförderung einzuweisen. Der Fahrzeugführer hat die Fahr-
wegbeschreibung und eine Kopie dieser Allgemeinverfügung einschließlich ihrer Anlagen wäh-
rend der Fahrt mitzuführen, zu beachten und zuständigen Personen auf Verlangen zur Prüfung 
auszuhändigen. 

  

4.3 Abweichungen aus unvorhergesehenen Gründen 

Muss der Fahrzeugführer aus unvorhergesehenen Gründen vom beschriebenen Fahrweg nach 
Nr. 4.1 abweichen, hat er unverzüglich nach Erreichen einer geeigneten Haltemöglichkeit den 
von der festgelegten Fahrwegbeschreibung abweichenden Fahrweg in die Fahrwegbeschrei-
bung einzutragen.  

Muss der Fahrzeugführer aus betrieblichen Gründen vom beschriebenen Fahrweg nach Nr. 4.1 
abweichen, ist ihm vor einer Weiterfahrt vom Beförderer ein neuer Fahrauftrag mit geändertem 
Fahrweg zu übermitteln. Absatz 1 gilt entsprechend. 

 

5 Übergangsregelungen an den Landesgrenzen 

Bei Beförderungen aus dem Ausland oder aus einem anderen Bundesland ist ab Landesgrenze 
das Positivnetz (Nummer 2.2), gegebenenfalls auf dem kürzesten Wege auf sonstigen geeigne-
ten Straßen (Nummer 2.4), anzufahren. 

 

6 Ordnungswidrigkeiten 

Verstöße des Beförderers und Fahrzeugführers gegen die Pflichten aus dieser Allgemeinverfü-
gung können gemäß § 37 Abs. 1 GGVSEB als Ordnungswidrigkeiten geahndet werden. 

 

7 Inkrafttreten 

Diese Allgemeinverfügung ergeht unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs und tritt am 
01. Juli 2022 in Kraft.  

Die Allgemeinverfügung vom 02.03.2021 wird widerrufen. 

 

8 Sofortige Vollziehung 

Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686) in der jeweils gültigen Fassung wird hiermit die 
sofortige Vollziehung angeordnet. 

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung dieser Allgemeinverfügung ist erforderlich, um die 
ständige Versorgung von Gewerbe und Endverbrauchern mit den bezeichneten Gütern unter 
Aufrechterhaltung der notwendigen Sicherheit beim Transport zu gewährleisten. Aus diesen 
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Gründen ist es nicht vertretbar, die Unanfechtbarkeit dieser Allgemeinverfügung und ggf. den 
längeren Zeitablauf von Rechtsmittelverfahren abzuwarten. 

 

9 Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erho-
ben werden. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Münster, Piusallee 38, 48147 Münster 
schriftlich einzureichen oder dort zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des 
Gerichts zu erklären oder in elektronischer Form an die elektronische Poststelle des Verwal-
tungsgerichtes Münster zu senden. Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur versehen sein und an die elektronische Poststelle des Gerichts über-
mittelt werden. Technische Einzelheiten und die Adresse des elektronischen Gerichtspostfachs 
sind der Homepage des Gerichts zu entnehmen. 

 
Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden sollte, 
würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 

 

10 Hinweis 

Aufgrund der Anordnung der sofortigen Vollziehung hat die Klage keine aufschiebende Wirkung. 
Die aufschiebende Wirkung kann beim Verwaltungsgericht Münster, Piusallee 38, 481457 
Münster gemäß § 80 Abs. 5 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) beantragt werden. 

 

Zusätzlicher Hinweis: 

Die bisher erhältliche Gefahrgut-KartenCD wird, inhaltlich reduziert, nur noch auf Wunsch gegen 
eine Gebühr (derzeit 20,00 €) ausgegeben. Zu beziehen ist sie ausschließlich beim Landesbe-
trieb Straßenbau NRW, Betriebssitz, Referat Planung, Abteilung Straßeninformation und 
Vermessung, Deutz-Kalker-Straße 18-26, 50679 Köln, oder unter kontakt.strasseninforma-
tion@strassen.nrw.de. 

 

Die bisher auf der Gefahrgut-KartenCD vorhandenen Informationen stehen ab Juli zum kosten-
freien Download bereit. 

Bei Interesse wenden Sie sich bitte an 

Markus Belzer, 0221 / 8397 – 157, markus.belzer@strassen.nrw.de 

oder                                                                                                          

Bernd Geenen, 02151 / 819 – 230, bernd.geenen@strassen.nrw.de 
 
 
Anlage 1 Positivnetz 

 
 
Zum Positivnetz zählen alle Bundes-, Landes- und Kreisstraßen (außer den in Anlage 2 aufge-
führten Strecken / Negativnetz) auf dem Gebiet des Kreises Steinfurt sowie folgende kommu-
nale Straßen: 
 

mailto:kontakt.strasseninformation@strassen.nrw.de
mailto:kontakt.strasseninformation@strassen.nrw.de
mailto:markus.belzer@strassen.nrw.de
mailto:bernd.geenen@strassen.nrw.de
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Emsdetten: Eisenbahnstraße, Elbersstraße, In der Lauge, Moorbrückenstraße, Rheiner 
Straße 

 
Greven: Saerbecker Straße, An der Martinischule, Rathausstraße, Königstraße 
 
Hörstel: Lager Straße 
 
Ibbenbüren: Abendsternschacht, Fuggerstraße, Hansastraße, Oranienweg 
 
Laer: Bleiche, Borghorster Straße, Kley, Pohlstraße, Terup 
 
Lengerich: Antruper Straße, Bodelschwinghstraße, Hans-Sachs-Straße, Hullmanns 

Damm, Intruper Weg, Jahnstraße, Lohesch, Münsterstraße, Rahestraße 
(zwischen Intruper Weg und Dürerstraße), Ringeler Straße, Tecklenburger 
Straße, Zur Sandgrube 

 
Metelen: Heeker Straße, Industriestraße, Spakenbaum, Wettringer Straße 
 
 
Nordwalde: Bahnhofstraße (bis Abzweigung „Wallgraben“), Altenberger Straße (bis Ab-

zweigung „Gildestraße“) 
 
Ochtrup: Bahnhofstraße, Laurenzstraße, Professor-Gärtner-Straße 
 
Rheine: Am Stadtwalde, Hansaallee, Haselweg, Lingener Damm, Venhauser 

Damm, Rheiner Straße, Zum Vennegroben 
 
Saerbeck: Boschstraße, Industriestraße 
 
Steinfurt: Dieselstraße, Sonnenschein 
 
Wettringen: Industrieweg, Prozessionsweg, Stationsweg, Keplerweg, Dieselweg, Sie-

mensweg, Grüner Weg, Rothenberger Straße Orts auswärts bis Einmün-
dung Prozessionsweg bis K 61 

 
 
Anlage 2 Negativnetz 

 
 
 
Altenberge: Boakenstiege/Bahnhofstraße (ehemals K 50) von der L 510 bis Einmün-

dung K 64 
 
Emsdetten: K2 zwischen B 481 bis B 475 
 
Greven:  K 13 von der L 529 bis Stadtgrenze Münster 
   K 18 von der B 219 bis Stadtgrenze Münster 
 
Ibbenbüren:  K 41 von der L 501 bis K 19 
   K 6 (Talstraße) von der L 501 bis L 598 
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Metelen:  K 59 (Vitustor, Sendplatz, Schilden, Viehtor) 
 
Saerbeck: K2 zwischen B 481 bis B 475 
 
Wettringen: August-Kümpers-Straße (vom Kreisverkehr Händelstraße/Friedhofstraße) 

ortseinwärts über Kirchstraße bis Hügelstraße/Einmündung Burgsteinfurter 
Straße (ehemals B 70) 

 
Bergstraße über Bilker Straße bis Kreisverkehr Prozessionsweg/Händel-
straße (ehemals L 567) 

 
Steinfurt, 04.04.2022     Kreis Steinfurt 
        Der Landrat 

gez. Dr. Sommer 
 
Kreis Steinfurt 13/2022/98 
 
 

99. Öffentliche Zustellung eines Bescheides; Az.: 124625485 
 
 
Gegen Herrn Florin-Gabi Raducan, zuletzt wohnhaft in 44263 Dortmund, Hermannstraße 120, 
ist ein Bescheid des Landrates des Kreises Steinfurt vom 02.03.2022 (Az: 124625485) ergan-
gen. 
 
Der Bescheid kann vom Empfangsberechtigten im Kreishaus in 48565 Steinfurt, Tecklenburger 
Str. 10, Zimmer G 963, während der allgemeinen Dienststunden eingesehen bzw. abgeholt wer-
den. 
 
Der Bescheid wird gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW durch öffentliche Bekanntma-
chung dieser Benachrichtigung im Amtsblatt des Kreises Steinfurt öffentlich zugestellt. Er gilt als 
zugestellt, wenn seit der Bekanntmachung im Amtsblatt zwei Wochen vergangen sind. 
 
Mit dem Tag der Zustellung besteht die Möglichkeit, dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 
 
 
Steinfurt, 11.04.2022     Kreis Steinfurt 
        Der Landrat 

      
 Kreis Steinfurt 13/2022/99 

 
 

100. Öffentliche Zustellung eines Bescheides; Az.: 124384096 
 
 
Gegen Herrn Efraim Efraim, zuletzt wohnhaft in 49084 Osnabrück, Wersener Str. 15, ist ein 
Bescheid des Landrates des Kreises Steinfurt vom 24.03.2022 (Az: 124384096) ergangen. 
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Der Bescheid kann vom Empfangsberechtigten im Kreishaus in 48565 Steinfurt, Tecklenburger 
Str. 10, Zimmer G 963, während der allgemeinen Dienststunden eingesehen bzw. abgeholt wer-
den. 
 
Der Bescheid wird gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW durch öffentliche Bekanntma-
chung dieser Benachrichtigung im Amtsblatt des Kreises Steinfurt öffentlich zugestellt. Er gilt als 
zugestellt, wenn seit der Bekanntmachung im Amtsblatt zwei Wochen vergangen sind. 
 
Mit dem Tag der Zustellung besteht die Möglichkeit, dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 
 
 
Steinfurt, 12.04.2022     Kreis Steinfurt 
        Der Landrat 
 
        Kreis Steinfurt 13/2022/100 
 
 

101. Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis 
und die Erteilung von Wahlscheinen für die Landtagswahl am 15. Mai 
2022 

 
 
I. Die Wählerverzeichnisse zur Landtagswahl für die Stimmbezirke der Gemeinde 

 
S a e r b e c k 

 
 

werden in der Zeit vom 25. bis 29. April 2022 (20. bis 16. Tag vor der Wahl) während der allgemeinen Öffnungszeiten 2) 
Ort der Einsichtnahme 1) 3) 

in der Gemeindeverwaltung Saerbeck, Rathaus, Ratssaal, 
Ferrières-Str. 11, 48369 Saerbeck, 

 

für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Jede/r Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Vollstän-
digkeit der zu seiner/ihrer Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein/e Wahlberech-
tigte/r die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen 
überprüfen will, hat er/sie Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit 
des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahl-
berechtigten, für die im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß § 51 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes eingetra-
gen ist. 
 

Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Datensichtgerät 
möglich. 4) 
 

Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 
 

II. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann innerhalb der Einsichtsfrist, 

 
spätestens am 29. April 2022 bis  
 

Uhrzeit 
 

12.30 Uhr 

 
Uhr, bei dem/der (Ober-)Bürgermeister/in 
 

Anschrift 3) 

der Gemeindeverwaltung Saerbeck, Rathaus, Ratssaal, 
Ferrières-Str. 11, 48369 Saerbeck, 

 

Einspruch einlegen. Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden. 
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III. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum  
24. April 2022 eine Wahlbenachrichtigung. 
 

Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch einlegen, wenn 
er/sie nicht Gefahr laufen will, dass er/sie sein/ihr Wahlrecht nicht ausüben kann. 
 

Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits einen Wahlschein 
und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 
 

IV. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis 
Nr. und Name angeben 

81 Steinfurt II 
 

durch Stimmabgabe in einem beliebigen Stimmbezirk dieses Wahlkreises oder durch Briefwahl teilnehmen. 
 

V. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 

1. jede/r in das Wählerverzeichnis eingetragene/r Wahlberechtigte/r, 

2. ein/e nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene/r Wahlberechtigte/r, 
 

a) wenn er/sie nachweist, dass er/sie ohne sein/ihr Verschulden die Einspruchsfrist gegen das Wählerver-
zeichnis (bis zum 29. April 2022) versäumt hat, 

 

b) er/sie aus einem von ihm/ihr nicht zu vertretenden Grund nicht in das Wählerverzeichnis aufgenommen 
worden ist, 

 

c) wenn seine/ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Einspruchsfrist gegen das 
Wählerverzeichnis entstanden ist oder sich herausstellt. 

 

VI. Wahlscheine können von eingetragenen Wahlberechtigten bis zum zweiten Tag vor der Wahl, 13. Mai 2022, 18.00 
Uhr, bei dem/der (Ober-)Bürgermeister/in der Gemeinde Saerbeck, Wahlamt. Ferrières-Str. 11, 48369 Saerbeck, 
mündlich oder schriftlich beantragt werden. Die Schriftform gilt auch durch Telegramm, Fernschreiben, Telefax, E-
Mail oder durch sonstige dokumentierbare Übermittlung in elektronischer Form als gewahrt. Fernmündliche Anträge 
sind unzulässig und können deshalb nicht entgegengenommen werden. Ein/e behinderte/r Wahlberechtigte/r kann 
sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 
 

Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraums nicht oder nur unter nicht zumutba-
ren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, gestellt werden. 
 

Versichert ein/e Wahlberechtigte/r glaubhaft, dass ihm/ihr der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann 
ihm/ihr bis zum Tag vor der Wahl (14. Mai 2022), 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. 
 

Nicht eingetragene Wahlberechtigte können unter den in Ziffer V. 2. a) bis c) angegebenen Voraussetzungen den 
Antrag noch am Wahltag (15. Mai 2022) bis 15.00 Uhr stellen. 
 

Wer den Antrag für eine andere Person stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass 
er/sie dazu berechtigt ist. 
 

VII. Mit dem Wahlschein erhält der/die Wahlberechtigte 
 

- einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises, 

- einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 

- einen amtlichen, mit der Anschrift des (Ober-)Bürgermeisters / der (Ober-)Bürgermeisterin versehenen roten Wahl-
briefumschlag und 

- ein Merkblatt für die Briefwahl. 
 

Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für eine andere Person ist nur möglich, wenn die Berechti-
gung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird und die 
bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie dem  
(Ober-)Bürgermeister / der (Ober-)Bürgermeisterin vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf 
Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person auszuweisen. 
 

Wer durch Briefwahl wählt, kennzeichnet persönlich den Stimmzettel, legt ihn in den besonderen amtlichen Stimm-
zettelumschlag, der zu verschließen ist, unterzeichnet die auf dem Wahlschein vorgedruckte Versicherung an Eides 
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statt, steckt den unterschriebenen Wahlschein und den Stimmzettelumschlag in den besonderen Wahlbriefumschlag 
und verschließt den Wahlbriefumschlag. 
 

Bei der Briefwahl muss der/die Wähler/in den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so rechtzeitig an 
den/die (Ober-)Bürgermeister / (Ober-)Bürgermeisterin absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am Wahltag 
(15. Mai 2022) bis 18.00 Uhr eingeht. 
 

Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland von 
 

der Deutsche Post AG 

 

als Standardbrief ohne besondere Versendungsform unentgeltlich befördert. 
 

Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden. 
 

Nähere Hinweise darüber, wie der/die Wähler/in die Briefwahl auszuüben hat, sind dem Merkblatt für die Briefwahl, 
das mit den Briefwahlunterlagen übersandt wird, zu entnehmen. 
Ort, Datum 

 
 

Saerbeck, 12. April 2022 

 Der/Die (Ober-)Bürgermeister/in   

 

 
                              (Dr. Tobias Lehberg) 

 
 
_______________           
        
 

1) Wenn mehrere Auslegestellen eingerichtet sind, diese und die ihr zugeteilten Ortsteile oder dergl. oder die Nrn. der Stimmbezirke angeben. 
2) Wenn andere Zeiten bestimmt sind, diese angeben. 
3) Dienststelle, Gebäude und Zimmer angeben. 
4) Nicht Zutreffendes streichen. 

 
        Kreis Steinfurt 13/2022/101 
 
 

102. Wahlbekanntmachung der Gemeinde Saerbeck zur Wahl zum Landtag 
Nordrhein-Westfalen 

 
 

Wahlbekanntmachung 
 

Am 15. Mai 2022 findet die Wahl  
zum Landtag Nordrhein-Westfalen statt. 

 

Die Wahl dauert von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr 1) 

 
 

1. Die Gemeinde S a e r b e ck 
 

gehört zum Wahlkreis 81 Steinfurt II 

und ist in 

Anzahl 
 

3 Stimmbezirke eingeteilt: 2) 3) 4) 

 

Stimmbezirke Nr. 
ggf. Bezeichnung 

Lage des Wahlraums 
(Straße, Hausnummer, PLZ, Ort, Zimmer-Nr.) 
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1 – Max.-Kolbe-Gesamtschule Schulstr. 10 – 12, 48369 Saerbeck 

2 - Mehrgenerationenhaus Emsdettener Str. 1, 48369 Saerbeck 

3 - Heizzentrale Am Kirchplatz 13, 48369 Saerbeck 

Stimmbezirk und Wahlraum, in dem der/die Wahlberechtigte wählen kann, sind in der Wahlbenach- 

richtigung, die in der Zeit vom 

Datum 
 

04.04.2022 bis  

Datum 
 

24.04.2022 zugestellt worden ist, 

angegeben. 5)
 

 

Die Abgrenzung der Stimmbezirke kann 
 

6) während der allgemeinen Dienstzeit 

 

6) in der Zeit von 

Uhrzeit 
 

 

 

bis 

Uhrzeit 
 

 

 

Uhr in 

Ort, Raum 
in der Gemeindeverwaltung Saerbeck, Rathaus, Zimmer 404, 

Ferrières-Str. 11, 48369 Saerbeck, 

eingesehen werden. 

2. Jede/r Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des Stimmbezirks wählen, in dessen Wählerverzeichnis er/sie 
eingetragen ist. Der/Die Wähler/in soll die Wahlbenachrichtigung mitbringen und hat sich auf Verlangen über 
seine/ihre Person auszuweisen. Deshalb ist der Personalausweis oder Reisepass mitzubringen. Die Wahlbenach-
richtigung ist bei der Wahl auf Verlangen abzugeben. 

3. Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jede/r Wähler/in erhält bei Betreten des Wahlraumes einen Stimmzettel 
ausgehändigt. 

Jede/r Wähler/in hat eine Erststimme und eine Zweitstimme. 

Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Nummer 

a) für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck die Namen der Bewerber der zugelassenen Kreiswahlvorschläge 
unter Angabe der Partei, sofern eine Kurzbezeichnung verwendet wird, auch dieser, bei anderen Kreiswahlvor-
schlägen außerdem das Kennwort und rechts von dem Namen jedes Bewerbers / jeder Bewerberin einen Kreis 
für die Kennzeichnung, 

b) für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck die Bezeichnung der Parteien, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwenden, auch diese, und jeweils die Namen der ersten fünf Bewerber/innen der zugelassenen Landeslisten 
und links von der Parteibezeichnung einen Kreis für die Kennzeichnung. 

 
Der/Die Wähler/in gibt 

seine/ihre Erststimme in der Weise ab 

dass er/sie im linken Teil des Stimmzettels (Schwarzdruck) durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf 
andere Weise eindeutig kenntlich macht, welchem/welcher Bewerber/in sie gelten soll, 

seine/ihre Zweitstimme in der Weise ab 

dass er/sie im rechten Teil des Stimmzettels (Blaudruck) durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz  
oder auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welcher Landesliste sie gelten soll. 

Der Stimmzettel muss von dem/der Wähler/in in einer Wahlkabine des Wahlraumes oder in einem besonderen Ne-
benraum gekennzeichnet und so zusammengefaltet werden, dass nicht erkannt werden kann, wie er/sie gewählt hat. 

4. Die Wahlhandlung sowie die Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses im Stimmbezirk sind öffentlich. 
Jedermann hat Zutritt, soweit das ohne Störung des Wahlgeschäfts möglich ist. 

5. Wähler/innen, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl im Wahlkreis, in dem der Wahlschein ausgestellt 
ist, 

a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Stimmbezirk dieses Wahlkreises oder 

X 
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b) durch Briefwahl 

teilnehmen. 

Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich bei der Gemeinde (Wahlamt) die Briefwahlunterlagen beschaffen (siehe 
Rückseite der Wahlbenachrichtigung). Er/Sie muss seinen/ihren Wahlbrief mit dem Stimmzettel (im verschlossenen 
Stimmzettelumschlag) und dem unterschriebenen Wahlschein so rechtzeitig dem (Ober-)Bürgermeister / der (Ober-
)Bürgermeisterin übersenden, dass er dort spätestens am Wahltag bis 18.00 Uhr eingeht. 
Er/Sie kann den Wahlbrief auch in der Dienststelle (Wahlamt) des (Ober-)Bürgermeisters / der (Ober-)Bürgermeiste-
rin abgeben. 

 

Für die Gemeinde wird/werden 

Anzahl 
 

2 
 

Briefwahlvorstand/Briefwahlvorstände gebildet. 

 

Der Briefwahlvorstand / Die Briefwahlvorstände tritt/treten am Wahltag um 

Uhrzeit 
 

16.00 
 

Uhr im 
Bezeichnung des Gebäudes, Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort 
 

Briefwahlvorstand 1: Bürgerhaus (Raum 3), Ferrières-Str. 12, 48369 Saerbeck, 
Briefwahlvorstand 2: Bürgerhaus (Bürgersaal), Ferrières-Str. 12, 48369 Saerbeck, 

zur Ermittlung des Briefwahlergebnisses zusammen. Die Ermittlung und Feststellung des Briefwahlergebnisses sind 
ebenfalls öffentlich. Siehe Punkt 4. dieser Wahlbekanntmachung. 

Jede/r Wahlberechtigte kann das Wahlrecht nur einmal und nur persönlich ausüben (§ 26 Abs. 4 LWahlG). Eine 
Ausübung des Wahlrechts durch einen Vertreter anstelle des Wahlberechtigten ist unzulässig. Ein Wahlberechtigter, 
der des Lesens unkundig oder wegen einer Behinderung an der Abgabe seiner Stimme gehindert ist, kann sich hierzu 
der Hilfe einer anderen Person bedienen. Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer vom Wahl-
berechtigten selbst getroffenen und geäußerten Wahlentscheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die 
unter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung des Wahlbe-
rechtigten ersetzt oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht. Wer unbefugt wählt oder 
sonst ein unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Unbefugt wählt auch, wer im Rahmen zulässiger Assistenz entgegen der Wahl-
entscheidung des Wahlberechtigten oder ohne eine geäußerte Wahlentscheidung des Wahlberechtigten eine Stimme 
abgibt. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Absatz 1 und 3 des Strafgesetzbuches). 

Ort, Datum 
 

 
 

Saerbeck, 12.04.2022 

 Der/Die (Ober-)Bürgermeister/in 
 

 

 
(Dr. Tobias Lehberg) 

 
 

 
 
 
 
 
 
        Kreis Steinfurt 13/2022/102 
 
 

103. Öffentliche Zustellung eines Bescheides; Az.: 124237105 
 
 
Gegen Herrn Florin Lulea, zuletzt wohnhaft in 49479 Ibbenbüren, Schafberger Postweg 27, ist 
ein Bescheid des Landrates des Kreises Steinfurt vom 02.02.2022 (Az: 124237105) ergangen. 
 

1) Bei abweichender Festsetzung des Beginns der Wahlzeit ist dieser einzusetzen. 
2) Für Gemeinden, die in mehrere Stimmbezirke eingeteilt sind. 
3) Wenn Sonderstimmbezirke gebildet sind, sind diese einzeln aufzuführen. 
4) Anstelle der Aufzählung der Stimmbezirke und Wahlräume kann gegebenenfalls auf die Angaben in der Wahlbenachrichtigung verwiesen werden. 
5) Falls nicht zutreffend, streichen. 

6) Zutreffendes ankreuzen. 
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Der Bescheid kann vom Empfangsberechtigten im Kreishaus in 48565 Steinfurt, Tecklenbur-
ger Str. 10, Zimmer G 963, während der allgemeinen Dienststunden eingesehen bzw. abge-
holt werden. 
 
Der Bescheid wird gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW durch öffentliche Bekanntma-
chung dieser Benachrichtigung im Amtsblatt des Kreises Steinfurt öffentlich zugestellt. Er gilt 
als zugestellt, wenn seit der Bekanntmachung im Amtsblatt zwei Wochen vergangen sind. 
 
Mit dem Tag der Zustellung besteht die Möglichkeit, dass Fristen in Gang gesetzt werden, 
nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 
 
Steinfurt, 19.04.2022     Kreis Steinfurt 
        Der Landrat 
 

Kreis Steinfurt 13/2022/103 
 
 

104. Öffentliche Zustellung eines Bescheides; Az.: 36/2 362130 B4462 
 
 
Gegen Herrn Cüneyt Dennis Ilhan, *05.11.1986, zuletzt wohnhaft Auf der Rotenburg 19a in 
49525 Lengerich ist ein Bescheid des Landrates des Kreises Steinfurt vom 11.04.2022 (Az.: 
36/2 362130 B4462) ergangen. 
 
Der Bescheid kann vom Empfangsberechtigten im Kreishaus in 48565 Steinfurt, Tecklenbur-
ger Str. 10, Zimmer 15, während der allgemeinen Dienststunden eingesehen bzw. abgeholt 
werden. 
 
Der Bescheid wird gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW durch öffentliche Bekanntma-
chung dieser Benachrichtigung im Amtsblatt des Kreises Steinfurt öffentlich zugestellt. Er gilt 
als zugestellt, wenn seit der Bekanntmachung im Amtsblatt zwei Wochen vergangen sind. 
 
Mit dem Tag der Zustellung besteht die Möglichkeit, dass Fristen in Gang gesetzt werden, 
nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 
 
Steinfurt, 19.04.2022     Kreis Steinfurt 
        Der Landrat 
 

Kreis Steinfurt 13/2022/104 
 
 

105. Öffentliche Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) i.V.m. § 8 der Neunten Verord-
nung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes - Ver-
ordnung über das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV) und § 5 des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
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Die Bürgerwind Hagenkamp GmbH & Co. KG, Dumte 16, 48565 Steinfurt, beantragt beim Kreis 

Steinfurt, Tecklenburger Straße 10, 48565 Steinfurt, eine Genehmigung gemäß § 4 Bundes-

Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in Verbindung mit Nr. 1.6.2 des Anhanges 1 der 4. BIm-

SchV für die Errichtung und den Betrieb von 3 Windenergieanlagen (WEA) in der Stadt 48565 

Steinfurt und der Gemeinde 48366 Laer an den Standorten Gemarkung Laer, Flur 17, Flurstück 

6 (WEA 1), Gemarkung Borghorst, Flur 54, Flurstück 8 (WEA 2) und Gemarkung Borghorst, Flur 

54, Flurstück 10 (WEA 3). Die beantragten WEA haben eine elektrische Nennleistung von je 6,8 

MW, einen jeweiligen Rotordurchmesser von 163 m und eine Nabenhöhe von 164 m. Bei einer 

Fundamenterhöhung um jeweils 1,5 m ergibt sich eine Gesamthöhe von 247 m. Eine Inbetrieb-

nahme der Anlagen ist antragsgemäß für das Jahr 2022 vorgesehen. Dies wird sich aufgrund 

der Schaffung von planungsrechtlichen Voraussetzungen voraussichtlich verschieben. Auf-

grund von § 9 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) wird für das Vor-

haben eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt. Als Bestandteil der Antragsunterlagen 

wurde ein UVP-Bericht vorgelegt. Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist ein unselbstständiger 

Teil des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens.  

Der obige Antrag und die zugehörigen Antragsunterlagen sowie die gemäß § 10 Abs. 3 Satz 2 

BImSchG vorliegenden entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen mit umweltrele-

vantem Inhalt (im Verfahren bereits eingetroffene und vorliegende Stellungnahmen der Unteren 

Wasserbehörde und Unteren Naturschutzbehörde des Kreises Steinfurt, des Landschaftsver-

bandes Westfalen-Lippe und des Landesbetriebes Wald und Holz NRW) werden ab dem 

02.05.2022 bis zum Ablauf des 01.06.2022 während der Dienststunden im Rathaus der Kreis-

stadt Steinfurt, Fachdienst Stadtplanung und Bauordnung, Emsdettener Straße 40, 48565 Stein-

furt, Zimmer 231, im Rathaus der Gemeinde Laer, Mühlenhoek 1, 48366 Laer, Zimmer 31 sowie 

beim Kreis Steinfurt, Tecklenburger Straße 10, 48565 Steinfurt, Zimmer A 515 zur Einsicht aus-

gelegt. 

Vor dem Hintergrund der COVID-19-Pandemie ist für eine Einsichtnahme bei den oben genann-

ten Behörden eine vorherige Terminvereinbarung vorgesehen. Hierzu wenden Sie sich bitte in-

nerhalb der Dienststunden an den Kreis Steinfurt unter den Telefonnummern 02551/69-1456 

oder - 1413 bzw. an die Kreisstadt Steinfurt unter den Telefonnummern 02552/925-231 oder -

233, oder die Gemeinde Laer unter der Telefonnummer 02554 / 910-310. Der Zugang zu den 

oben genannten Behörden ist nur mit einer Mund-Nasen-Bedeckung zulässig. 

Das Vorhaben wird auch auf dem zentralen UVP-Internetportal unter der Adresse www.uvp-

verbund.de elektronisch bekannt gegeben. Über diesen Weg sind der Antrag, die Antragsunter-

lagen und die gemäß § 10 Abs. 3 Satz 2 BImSchG vorliegenden entscheidungserheblichen Be-

richte und Empfehlungen bis zum Ablauf der Einwendungsfrist (01.07.2022) auch elektronisch 

einsehbar. Gleiches gilt bzgl. der Internetadresse https://www.kreis-steinfurt.de/kv_steinfurt/Ak-

tuelles/Bekanntmachungen/. Die Veröffentlichung im Internet ist vor dem Hintergrund der CO-

VID-19-Pandemie vorrangig zu nutzen. Die oben beschriebene analoge Auslegung stellt eine 

weitere Möglichkeit der Einsichtnahme dar. Sollten Sie über keinen Internetzugang verfügen 

und sollte es Ihnen vor dem Hintergrund der COVID-19-Pandemie nicht möglich sein, Einsicht 

http://www.uvp-verbund.de/
http://www.uvp-verbund.de/
https://www.kreis-steinfurt.de/kv_steinfurt/Aktuelles/Bekanntmachungen/
https://www.kreis-steinfurt.de/kv_steinfurt/Aktuelles/Bekanntmachungen/
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in die ausgelegten Unterlagen zu nehmen, wenden Sie sich bitte an den Kreis Steinfurt unter 

den oben genannten Telefonnummern, um für Sie eine individuelle Lösung zu finden. 

Die eingereichten Antragsunterlagen umfassen neben dem UVP-Bericht folgende umweltrele-

vante Unterlagen: Schallgutachten, Schattenwurfgutachten, Landschaftspflegerischer Begleit-

plan, Landschaftsbildbewertung und Ersatzgeldermittlung, Artenschutzgutachten, Naturschutz-

fachliche Maßnahmenblätter, Turbulenzgutachten, Baugrundgutachten, Gutachten zu mögli-

chen optisch bedrängenden Wirkungen der Windenergieanlagen, Allgemeine Beschreibungen 

der Umweltauswirkungen der Windenergieanlagen, Angaben zum Umgang mit wassergefähr-

denden Stoffen, Angaben zu Abfallmengen und zur Abfallentsorgung, Angaben zum Blitz- und 

Brandschutz, Gutachten zur Risikobeurteilung durch Eiswurf und Eisabfall. 

Etwaige Einwendungen können beim Kreis Steinfurt, der Stadt Steinfurt und der Gemeinde Laer 

ab dem 02.05.2022 bis zum Ablauf des 01.07.2022 schriftlich oder elektronisch unter den E-

Mail-Adressen umweltundplanungsamt@kreis-steinfurt.de, oder klaas@stadt-steinfurt.de oder 

rathaus@laer.de bzw. jochen.thuening@laer.de erhoben werden. Mit Ablauf dieser Frist sind für 

dieses Genehmigungsverfahren alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen 

privatrechtlichen Titeln beruhen. Dies gilt nicht für ein sich anschließendes Gerichtsverfahren. 

Auf Verlangen des Einwenders kann dessen Name und Anschrift vor einer Bekanntgabe der 

Einwendung an den Antragsteller unkenntlich gemacht werden. 

Für den 28.07.2022, 10:00 Uhr wird im Bürgersaal der Stadt Steinfurt, Emsdettener Straße 40, 

48565 Steinfurt ein Erörterungstermin bestimmt. Nach Ablauf der Einwendungsfrist entscheidet 

die Genehmigungsbehörde nach pflichtgemäßem Ermessen, ob ein Erörterungstermin durch-

geführt wird. Die Entscheidung wird öffentlich bekannt gemacht. Formgerecht erhobene Ein-

wendungen können auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder der Einwender erörtert werden. 

Der Erörterungstermin ist öffentlich. Ein Recht zur Teilnahme haben neben den Vertretern der 

beteiligten Träger öffentlicher Belange die Antragstellerin und diejenigen, die form- und fristge-

recht Einwendungen erhoben haben. Sonstige Personen können als Zuhörer am Erörterungs-

termin teilnehmen, sofern genügend freie Plätze zur Verfügung stehen. 

Gemäß § 5 Abs. 2 des Planungssicherstellungsgesetzes (PlanSiG) genügt zur Erörterung von 

Einwendungen eine Online-Konsultation nach § 5 Abs. 4 PlanSiG. Für die Online-Konsultation 

werden den zur Teilnahme Berechtigten die sonst im Erörterungstermin zu behandelnden Infor-

mationen (z. B. Stellungnahmen der Antragstellerin oder der Fachbehörden zu den Einwendun-

gen) zugänglich gemacht. Den zur Teilnahme Berechtigten wird innerhalb einer vorher bekannt-

zugebenden Frist Gelegenheit gegeben, sich schriftlich oder elektronisch dazu zu äußern. Die 

Regelungen zur Online-Konsultation lassen den bereits eingetretenen Ausschluss von Einwen-

dungen unberührt. Die Entscheidung, ob ein Erörterungstermin oder eine Online-Konsultation 

durchgeführt wird, wird öffentlich bekannt gemacht. 

Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche Bekanntgabe 

ersetzt werden. Zuständige Genehmigungsbehörde für die Durchführung des Genehmigungs-

mailto:umweltundplanungsamt@kreis-steinfurt.de
mailto:klaas@stadt-steinfurt.de
mailto:rathaus@laer.de
mailto:jochen.thuening@laer.de
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verfahrens ist der Kreis Steinfurt, 48565 Steinfurt, Tecklenburger Straße 10. Maßgebende Vor-

schriften für die Beteiligung der Öffentlichkeit sind der § 10 Abs. 3, 4 und 6 BImSchG und die §§ 

8 bis 10a und 12 der 9. BImSchV sowie § 5 PlanSiG. 

 

Steinfurt, 19.04.2022     Kreis Steinfurt 

        Der Landrat 

        Umwelt- und Planungsamt 

        Az.: 566. 566.0026/20/1.6.2 

Im Auftrag 

gez. Dr. Rolf Winters 
 
Kreis Steinfurt 13/2022/105 
 


